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Arbeitsmedizin ist Individualmedizin und ein Fach 
der unmittelbaren Patientenversorgung. Kern-
bereich der Arbeitsmedizin ist die Prävention. 
Dazu gehören zwar auch regelmäßige Vorsorge-
untersuchungen, aber das Aufgabengebiet der 
Arbeitsmedizin ist viel breiter und muss neben 
der individuellen Beratung der Beschäftigten 
auch die Verhältnisprävention, das heißt die 
Erfassung der Gefährdungen am Arbeitsplatz, 
berücksichtigen. Ziel der Verhältnisprävention 
ist idealerweise die Beseitigung oder wenigstens 
die Reduzierung der einwirkenden Schadfakto-
ren (physikalische, chemische, biologische und 
auch psychische).

Ein derzeit viel diskutierter Teilaspekt ist die psy-
chische Gesundheit der Beschäftigten. Im Jahr 
2008 wurde die Verordnung zur Arbeitsmedizi-
nischen Vorsorge (ArbMedVV), die einen Teil der 
arbeitsmedizinischen Aufgaben regelt, erlassen. 
Danach dient die arbeitsmedizinische Vorsorge 
der Beurteilung der individuellen Wechselwirkun-
gen von Arbeit und physischer und psychischer 
Gesundheit. Mit der Novellierung des Arbeits-
schutzgesetzes im Jahr 2013 wurde als sechster 
Punkt die Erfassung der psychischen Belastun-

gen bei der Arbeit in die Gefährdungsanalyse 
aufgenommen. Dies hat in den vergangenen 
Jahren dazu geführt, dass eine Vielzahl von An-
bietern damit wirbt, „bei der Durchführung ei-
ner gesetzes konformen Gefährdungsbeurteilung 
psychischer Belastung nach § 5 Arbeitsschutz-
gesetz (ArbSchG) zu helfen, um die Gesundheit 
der Beschäftigten besser zu schützen und Fehl-
zeiten zu reduzieren“. Nicht selten bleibt dabei 
völlig außer Acht, dass in jedem Betrieb, unter 
anderem auch in jeder Arztpraxis, eine vollstän-
dige Gefährdungsbeurteilung nach dem ArbSchG 
durchzuführen ist und auch die Vorgaben des 
Arbeitssicherheitsgesetzes (wie die Bestellung 
von Betriebsärztinnen/Betriebsärzten und Fach-
kräften für Arbeitssicherheit) erfüllt sein müssen.

In Deutschland sind derzeit über 10.000 Ärz-
tinnen und Ärzte mit der Gebietsbezeichnung 
„Arbeitsmedizin“ oder der Zusatzbezeichnung 
„Betriebsmedizin“ tätig. Hinzu kommen die 
Weiterbildungsassistentinnen und -assistenten, 
 sodass schätzungsweise an die 20.000 Kollegin-
nen und Kollegen arbeitsmedizinisch engagiert 
sind [1]. Trotz dieser großen Zahl an arbeitsme-
dizinisch Tätigen und den vielfältigen Berüh-

Wie in allen Bereichen der Medizin gibt 
es auch in der Arbeitsmedizin ständig 
neue Entwicklungen und Erkenntnisse. 
Diese tragen dazu bei, die Gesundheit der 
 Beschäftigten am Arbeitsplatz zu erhalten 
oder im Falle einer Gesundheitsschädigung 
durch die Arbeit, diesen Schaden zu er-
kennen, rechtzeitig zu behandeln und ad-
äquat zu entschädigen. Der Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz ist die prioritäre 
Aufgabe der Arbeitsmedizin, die Diagnose 
einer  Berufskrankheit und die Einleitung 
von Maßnahmen, die zur Entschädigung 
führen können, hingegen liegt oftmals in 
erster Linie in den Händen der Kollegin-
nen und Kollegen der klinischen Medizin, 
da sich Patientinnen und Patienten mit 
 Erkrankungen in der Regel nicht primär bei 
einer Fachärztin/einem Facharzt für Ar-
beitsmedizin vorstellen. 

Neu in der Arbeitsmedizin
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rungspunkten mit der klinischen Medizin, ist das 
Wissen um die arbeitsmedizinischen Aufgaben, 
Tätigkeitsschwerpunkte und Kompetenzen in der 
Ärzteschaft oftmals lückenhaft, was auch daran 
liegen dürfte, dass die Arbeitsmedizin außerhalb 
des Honorierungssystems der deutschen Medizin 
liegt und nicht im Bundesgesundheitsministerium, 
sondern im Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) rechtlich verankert ist.

Eine weitere Besonderheit der Arbeitsmedizin 
ist es, dass es neben dem Facharzt für Arbeits-
medizin auch die Zusatzbezeichnung „Betriebs-
medizin“ gibt (Tabelle 1a und 1b). Nach der 
Musterweiterbildungsordnung der Bundesärzte-
kammer aus dem Jahr 2018 soll es wieder mög-
lich sein, die Zusatzbezeichnung „Betriebsmedi-
zin“  berufsbegleitend zu erwerben. Anders als bis 
in die 2000er-Jahre hinein erfordert der Erwerb 
der Zusatzbezeichnung aber jetzt 1.200 Stun-
den betriebsärztliche Tätigkeit unter Befugnis 
(berufsbegleitend) oder neun Monate Weiterbil-
dung unter Befugnis an Weiterbildungsstätten 
und setzt weiter die Facharztanerkennung in 
einem Gebiet der unmittelbaren Patientenver-
sorgung voraus. Mit der Zusatzbezeichnung 
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Tabelle 1a: Fachärztin/Facharzt für Arbeitsmedizin (Arbeitsmedizinerin/Arbeitsmediziner)

Tabelle 1b: Zusatz-Weiterbildung Betriebsmedizin (die Inhalte der Zusatz-Weiterbildung Betriebsmedizin 
sind integraler Bestandteil der Weiterbildung zum Facharzt für Arbeitsmedizin).

Definition Die Zusatz-Weiterbildung Betriebsmedizin umfasst die Wechselbeziehun-
gen zwischen Arbeits- und Lebenswelten einerseits sowie Gesundheit und 
Krankheiten andererseits. Im Mittelpunkt steht dabei der Erhalt und die För-
derung der physischen und psychischen Gesundheit und Leistungsfähigkeit 
des arbeitenden Menschen, die Gefährdungsbeurteilung der Arbeitsbedin-
gungen, die Vorbeugung, Erkennung und Behandlung arbeitsbedingter Er-
krankungen und Berufskrankheiten.

Mindest­
anforderungen  
gemäß   Weiter­
bildungsord­
nung für die 
Ärzte Bayerns

24 Monate Weiterbildung in einem Gebiet der unmittelbaren Patienten-
versorgung an einer Weiterbildungsstätte gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. 
§ 2a Abs. 8
und zusätzlich
9 Monate Weiterbildung in Betriebsmedizin bei einem Weiterbilder für 
Betriebsmedizin an einer Weiterbildungsstätte gemäß § 5 Abs. 1 Satz 3 
i. V. m. § 2a Abs. 8 und/oder bei einem Weiterbilder für Arbeitsmedizin an 
einer Weiterbildungsstätte gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 2a Abs. 8

•  ersetzbar durch 1.200 Stunden Weiterbildung in Betriebsmedizin bei ei-
nem Weiterbilder für Betriebsmedizin an einer Weiterbildungsstätte ge-
mäß § 5 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 2a Abs. 8 und/oder bei einem Weiterbil-
der für Arbeitsmedizin an einer Weiterbildungsstätte gemäß § 5 Abs. 1 
Satz 2 i. V. m. § 2a Abs. 8

oder
•  1.200 Stunden betriebsärztliche Tätigkeit unter Verantwortung eines 

Weiterbilders in Betriebsmedizin an einer Weiterbildungsstätte gemäß 
§ 5 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 2a Abs. 8 und/oder unter Verantwortung 
eines Weiterbilders in Arbeitsmedizin gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. 
§ 2a Abs. 8

und zusätzlich
360 Stunden Kurs­Weiterbildung gemäß § 4 Abs. 8 in Arbeits- oder 
Betriebsmedizin

Gebiets­
definition

Das Gebiet Arbeitsmedizin umfasst als präventivmedizinisches Fach die 
Wechselbeziehungen zwischen Arbeits- und Lebenswelten einerseits sowie  
Gesundheit und Krankheiten andererseits. Im Mittelpunkt stehen dabei der Erhalt 
und die Förderung der physischen und psychischen Gesundheit und Leistungs-
fähigkeit des arbeitenden Menschen, die Gefährdungsbeurteilung der Arbeitsbe-
dingungen, die Vorbeugung, Erkennung, Behandlung und Begutachtung arbeits- 
und umweltbedingter Risikofaktoren, Erkrankungen und Berufskrankheiten, die 
Verhütung arbeitsbedingter Gesundheitsgefährdungen einschließlich individuel-
ler und betrieblicher Gesundheitsberatung, die Vermeidung von Erschwernissen 
und Unfallgefahren sowie die berufsfördernde Rehabilitation.

Weiterbil­
dungszeit

60 Monate Arbeitsmedizin unter Befugnis an Weiterbildungsstätten, davon
müssen 24 Monate in anderen Gebieten der unmittelbaren Patientenversorgung 
abgeleistet werden
360 Stunden Kurs­Weiterbildung in Arbeitsmedizin/Betriebsmedizin
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nahmen im Betrieb und dient unter anderem 
auch der Feststellung, ob bei Ausübung einer be-
stimmten Tätigkeit eine erhöhte gesundheitliche 
Gefährdung besteht. Die Entscheidung, ob die/
der Beschäftigte die Gefährdung am  Arbeitsplatz 
akzeptiert oder nicht, trifft aber er/sie eigen-
verantwortlich für sich selbst. So wie der vor-
erkrankte Raucher oder auch der Diabetiker sich 
nach einer ärztlichen Beratung selbst weiterhin 
gesundheitsschädlichen Einflüssen aussetzen 
darf, kann auch ein Beschäftigter entscheiden, ob 
er ein berufliches Risiko eingehen will oder nicht. 
In der Arbeitsmedizin hat dies zu einem Umden-
ken, von einem paternalistischen hin zu einem 
partizipativen Arzt-Patient-Verhältnis, geführt.

In der ArbMedVV wird festgestellt, dass die 
 arbeitsmedizinische Vorsorge nicht den Nach-
weis der gesundheitlichen Eignung für berufliche 
Anforderungen umfasst. Die gesundheitliche Eig-
nung bezieht sich nicht auf die Selbstgefährdung 
des Beschäftigten, sondern auf die Eignung für 
den reibungslosen Ablauf des Arbeitsprozesses 
(zum Beispiel nicht korrigierbare Fehlsichtigkeit 
bei geplanter Tätigkeit als Gabelstapelfahrer oder 
respiratorische Insuffizienz bei erforderlichem 
Atemschutz am Arbeitsplatz) und die Gefährdung 
Dritter. Der Arbeitgeber darf von einer Bewerberin 
oder einem Bewerber im Bewerbungsverfahren 

Besprechung der Fallkonstellation 1

Arbeitsmedizinische Beurteilung vor
dem Hintergrund gesetzlicher Vorgaben

I. Arbeitsmedizinische Vorsorge
Vor Erlass der ArbMedVV hatten die Unfallver-
sicherungsträger ein Regelwerk für arbeitsme-
dizinische Vorsorgeuntersuchungen. Rechtliche 
Grundlage war das autonome Recht der Unfall-
versicherungsträger Vorschriften zur Unfallverhü-
tung zu erlassen. Bis 2013 bekamen die Arbeitge-
benden eine Information über die  Untersuchung 
in Form von: „Keine gesundheitlichen Beden-
ken“, „keine gesundheitlichen Bedenken unter 
bestimmten Voraussetzungen“, „befristete oder 
dauerhafte gesundheitliche Bedenken“. Bei dauer-
haften Bedenken musste ein Arbeitsplatz gefun-
den werden, an dem die Gesundheitsgefahr nicht 
mehr bestand. War dies nicht möglich, konnte 
ein Verlust des Arbeitsplatzes für den Beschäf-
tigten resultieren.

Mit Erlass Novellierung der ArbMedVV 2013 wur-
de diese Praxis der Bescheinigung beendet und 
die Verfahren in der praktischen Arbeitsmedizin 
mussten geändert werden. Arbeitsmedizinische 
Vorsorge ist nach der ArbMedVV nach wie vor 
Teil der arbeitsmedizinischen Präventionsmaß-

„Betriebsmedizin“ können alle Aufgaben nach 
der ArbMedVV erfüllt werden. Für den Fach-
arzt müssen weitere Kompetenzen (zum Bei-
spiel Begutachtung, Umweltmedizin) erworben 
werden.

Jede ärztliche Tätigkeit wird stets im Kontext von 
Gesetzen und Verordnungen ausgeführt. Dies 
trifft insbesondere für die Arbeitsmedizin zu, 
wo auch die Beurteilung medizinischer Sachver-
halte betroffen sein kann. Dabei können gleiche 
medizinische Sachverhalte durch neue Gesetze 
und Verordnungen zu neuen Beurteilungen füh-
ren. Das Wissen um derartige gesetzliche Vor-
gaben ist nicht nur für die Nachvollziehbarkeit 
arbeits medizinischer Entscheidungen im Praxis-
alltag, wenn ein Beschäftigter in der ärztlichen 
Sprechstunde davon berichtet, sondern auch für 
die ärztliche Tätigkeit in vielen Gebieten bedeut-
sam, wie anhand dreier Kasuistiken exemplarisch 
dargestellt werden soll. 

Fallkonstellation 1

Ein 27 Jahre alter, angestellter Bäckergeselle 
kommt zur arbeitsmedizinischen Pflichtvorsor-
ge (Anlass: Tätigkeiten mit Exposition gegen-
über Mehlstaub bei der Überschreitung einer 
Mehlstaubkonzentration von 4 Milligramm/m³).

Anamnese: Rhinitis am Arbeitsplatz seit ca. acht 
Jahren. Erstmals im Rahmen eines Bronchial-
infekts Atemnot vor drei Jahren. Seither Pro-
gredienz der Atembeschwerden mit weniger 
Beschwerden an Wochenenden und vollstän-
diger Rückbildung in längeren Urlaubszeiten. 
Klinische Hinweise auf unspezifische bronchiale 
Hyperreagibilität.

Er berichtet, dass er beabsichtigt, die Meisterprü-
fung zu machen und den Betrieb seines jetzigen 
Arbeitgebers zu übernehmen. Ein Berufswechsel 
komme für ihn nicht in Frage.

Medikamente: Inhalative Kortikosteroide und 
langwirksame Bronchodilatatoren, gelegentlich 
systemische Kortikosteroide.

Befunde: Spirometrisch und ganzkörperplythe-
mographisch nachweisbare obstruktive Ventila-
tionsstörung. Kontraindikation zur Testung auf 
bronchiale Hyperreagibilität infolge der erhöhten 
Atemwegswiderstände. Spezifisches IgE gegen 
Roggenmehl und Gräser nachweisbar. Haut-
pricktest positiv auf Gräser, Roggenmehl und 
Reiskornkäferallergen.

Diagnose: Allergisches Asthma bronchiale bei 
klinisch relevanter Sensibilisierung gegenüber 
Roggenmehl und fraglich gegenüber Reiskorn-
käferallergen.

Erkrankung Berufskrank­
heitennummer

Erkrankungen durch Isocyanate 1315

Schwere oder wiederholt rückfällige Erkrankungen der Sehnenscheiden 
oder des Sehnengleitgewebes sowie der Sehnen- oder Muskelansätze 2101

Vibrationsbedingte Durchblutungsstörungen an den Händen 2104

Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch lang-
jähriges Heben oder Tragen schwerer Lasten oder durch langjährige Tä-
tigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung, die zu chronischen oder chro-
nisch-rezidivierenden Beschwerden und Funktionseinschränkungen (der 
Lendenwirbelsäule) geführt haben

2108

Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Halswirbelsäule durch langjähri-
ges Tragen schwerer Lasten auf der Schulter, die zu chronischen oder chro-
nisch-rezidivierenden Beschwerden und Funktionseinschränkungen (der 
Halswirbelsäule) geführt haben

2109

Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch langjäh-
rige, vorwiegend vertikale Einwirkung von Ganzkörperschwingungen im 
Sitzen, die zu chronischen oder chronisch-rezidivierenden Beschwerden 
und Funktionseinschränkungen (der Lendenwirbelsäule) geführt haben

2110

Durch allergisierende Stoffe verursachte obstruktive Atemwegserkrankun-
gen (einschließlich Rhinopathie) 4301

Durch chemisch-irritativ oder toxisch wirkende Stoffe verursachte obstrukti-
ve Atemwegserkrankungen 4302

Schwere oder wiederholt rückfällige Hauterkrankungen 5101

Tabelle 2: Berufskrankheiten, bei denen seit 2021 die Aufgabe der verursachenden Tätigkeiten nicht mehr 
gefordert wird.
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worden war, dieser nicht mehr Voraussetzung 
zur Anerkennung ist (Tabelle 2). Diese neun Po-
sitionen betrafen bis 2020 ca. 40 Prozent aller 
angezeigten Berufskrankheiten, 50 Prozent der in 
der Kausalität bestätigten Erkrankungsfälle und 
sieben Prozent der Berufskrankheiten mit Ren-
tenzahlung [3]. Durch die COVID-19-Pandemie 
ist es zu einer großen Zahl von Anerkennungen 
einer BK nach Nr. 3101 (Infektionskrankheiten, 
wenn der Versicherte im Gesundheitsdienst, in 
der Wohlfahrtspflege oder in einem Laborato-
rium tätig oder durch eine andere Tätigkeit der 
Infektionsgefahr in ähnlichem Maße besonders 
ausgesetzt war) gekommen, die die Verhältnisse 
der BK-Statistik vorübergehend verzerrt.

Mit dem Wegfall des Unterlassungszwangs 
verpflichtet das SGB VII die Unfallversiche-
rungsträger bei Beschäftigten mit anerkannter 
 Berufskrankheit zu einem Case Management (ver-
gleichbar dem D-Arztverfahren für Arbeitsunfäl-
le). Dies beinhaltet auch betriebliche Maßnahmen 
zur Prävention. Im geschilderten Erkrankungsfall 
wären zunächst technische Maßnahmen ange-
zeigt, wie Absaugeinrichtungen und der Ersatz 
gefährlicher Arbeitsstoffe durch weniger ge-
fährliche Ersatzstoffe (zum Beispiel Prüfung, 
ob durch Umstellung des Sortiments auf Back-
waren mit Roggenmehl verzichtet werden kann, 
Verwendung staubarmer Mehle). Auch organi-
satorische Maßnahmen, zum Beispiel Änderung 
von Arbeitsabläufen und Produktionsverfahren, 
Meiden bestimmter Tätigkeiten, wenn mehrere 
Personen in der Backstube tätig sind, kommen in 
Betracht. Weiter wäre zu prüfen, ob persönliche 
Schutzmaßnahmen (hier: Staubschutzmasken) 
für bestimmte Tätigkeiten verwendet werden 
können. Individuelle medizinische Maßnahmen, 
wie die regelmäßige pneumologische Betreuung, 
eine optimierte Therapie und ambulante sowie 
stationäre Heilmaßnahmen sind vom Unfallversi-
cherungsträger zu übernehmen. Der Bäcker wird 
mit seiner Erkrankung am Arbeitsplatz  somit nicht 
alleine gelassen, sondern umfassend betreut, um 
eine Progredienz der Erkrankung zu vermeiden. 
Wenn alle Maßnahmen der Prävention ausge-
schöpft sind und das Krankheitsbild schwer ist, 
kann der Unfallversicherungsträger den Beschäf-
tigten aber auffordern die schädigende Tätig-
keit zu unterlassen. Neben Übergangsleistungen 
können dann auch Kosten für eine Umschulung 
übernommen werden.

Fallkonstellation 2

Eine 68 Jahre alte Frau mit histologisch gesicher-
tem Ovarialkarzinom stellt sich vor.

Berufsanamnese: von 1970 bis 1993 Arbeiterin 
in einem Werk, in dem asbesthaltige Dichtungen 
hergestellt wurden.

dass bei einem allergischen Asthma bronchiale 
die einzige kausale Maßnahme die Expositions-
karenz ist, dass die Erkrankung bereits eine hohe 
Krankheitsaktivität hat, die eine weitere Progre-
dienz der obstruktiven Atemwegserkrankung 
erwarten lässt, und dass eine völlige Rückbil-
dung der bronchialen Symptomatik zu einem 
späteren Zeitpunkt der Berufsaufgabe fraglich 
ist. Die Entscheidung über seine weitere berufli-
che Tätigkeit trifft aber in jedem Fall der Bäcker 
für sich alleine.

II. Berufskrankheitenrecht nach SGB VII
Unabhängig von der Durchführung einer 
 arbeitsmedizinischen Vorsorge ist der Arbeits-
mediziner, wie jeder Arzt, aber dazu gesetzlich 
verpflichtet den begründeten Verdacht auf das 
Vorliegen einer Berufskrankheit (BK) (siehe Fall-
konstellation 2) anzuzeigen. Eine Zustimmung 
des Patienten ist hierfür nicht erforderlich. Er 
muss aber informiert werden, wenn eine BK-
Anzeige gestellt wird. Bis 2020 war die Aufgabe 
der schädigenden Tätigkeit bei einem Berufs-
asthma die Voraussetzung zur Anerkennung als 
Berufskrankheit. Zum 1. Januar 2021 trat eine 
Novellierung des SGB VII in Kraft, wonach unter 
anderem auch für die neun der 82 Positionen der 
Berufskrankheiten(BK)-Liste, für die ein Aufga-
bezwang der verursachenden Tätigkeit gefordert 

eine gesundheitliche Untersuchung verlangen und 
der Arbeitgeber kann den Abschluss des Arbeits-
vertrages vom Ergebnis einer gesundheitlichen 
Untersuchung abhängig machen. Im bestehenden 
Beschäftigungs verhältnis darf der Arbeitgeber 
den Nachweis der gesundheitlichen Eignung 
aber nur verlangen, wenn ein solcher Nachweis 
erforderlich ist (beispielsweise in § 48 der Fahr-
erlaubnisverordnung oder § 10 der Druckluftver-
ordnung). Anlasslose Eignungs untersuchungen 
sind nicht rechtens und dürfen auch im Arbeits-
vertrag nicht vereinbart werden [2].

Eine Untersuchung kann im Rahmen der ar-
beitsmedizinischen (Pflicht-, Angebots- oder 
Wunsch-) Vorsorge bei gegebener Indikation 
den Beschäftigten angeboten werden, es be-
steht jedoch keine Untersuchungspflicht für 
die Beschäftigten mehr (zum Beispiel Blutent-
nahme zur Bestimmung des Immunstatus). Der 
Arbeitgeber bekommt nur die Auskunft, dass 
die/der Beschäftigte an der Untersuchung teil-
genommen hat. Über das Ergebnis der Vorsorge 
oder die Bereitschaft des/der Beschäftigten sich 
untersuchen zu lassen, darf er nicht informiert 
werden (ärztliche Schweigepflicht, siehe unten).

Im vorliegenden Fall 1 wird der Facharzt für 
 Arbeitsmedizin den Bäcker darauf hinweisen, 

Abbildung 1: Abgrenzung einer Berufskrankheit von einer berufsbedingten (arbeitsbedingten) Erkrankung.

Diagnosestellung

Krankheit

+ Identifizierung einer
kausalen beruflichen Noxe

Berufsbedingte 
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Voraussetzungen

Berufskrankheit
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Tabelle 3 a: Vorprüfungen im Ärztlichen Sachverständigenbeirat Berufskrankheiten

Tabelle 3 c: Wissenschaftliche Stellungnahmen zu bestehenden Berufskrankheiten.

Tabelle 3 b: Beratungen im Ärztlichen Sachverständigenbeirat Berufskrankheiten

»   BK-Nr. 1302 –  Erkrankungen durch Halogenkohlenwasserstoffe – 
hier: Erkrankungen durch Polychlorierte Biphenyle (PCB)

»   BK-Nr. 2101 – Aktualisierung des Krankheitsbegriffs
»   BK-Nr. 2102 – Meniskusschäden – Grundlegende Stellungnahme
»   BK-Nr. 2103 – Einbeziehung Handgelenksarthrose und aseptische Knochennekrose
»   BK-Nr. 3101 – Infektionskrankheiten – hier: COVID-19
»   BK-Nr. 5103 – Wissenschaftliche Stellungnahme zur Exposition

»   Bluthochdruck (Hypertonie) durch Lärm
»   Gonarthrose bei Profifußballern
»   Lungenkrebs durch Schweißrauche
»   Parkinson durch bestimmte Pestizid-Inhaltsstoffe
»   Tumore (Karzinoide) der Lunge durch exogene Noxen

»   Arthrose (Hand- und Fingergelenke) durch Kraftaufwendungen, repetitive Tätigkeiten und 
Stoßbelastungen

»   Erweiterung der Berufskrankheit Nr. 5103 (weißer Hautkrebs durch Sonneneinstrahlung) 
um die Krebsart Basalzellkarzinom

»   Gonarthrose durch Lastenhandhabung
»   Krampfadern durch langes Arbeiten im Stehen
»   Lungenkrebs durch Dieselmotoremissionen
»   Krebs des Nasenrachenraums (Nasopharynxkarzinom) durch Formaldehyd
»   Bösartige Erkrankungen des lymphatischen Systems (Non-Hodgkin-Lymphome) durch 

Pentachlorphenol (PCP)
»   Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS)

Besprechung der Fallkonstellation 2

Angesichts der Arbeitsanamnese besteht der be-
gründete Verdacht, dass das Ovarialkarzinom eine 
Berufskrankheit darstellt. Jeder Arzt ist gesetzlich 
(SGB VII) verpflichtet den begründeten Verdacht 
auf eine BK anzuzeigen. Es ist in diesem Fall somit 
eine BK-Anzeige an den zuständigen gesetzlichen 
Unfallversicherungsträger oder den staatlichen 
Gewerbearzt zu stellen und die  Patientin muss 
hierüber informiert werden.

Auch wenn viele Erkrankungen, die als BK an-
erkannt und entschädigt werden können, per 
se keine seltenen Erkrankungen sind, werden 
doch relativ wenige dieser Krankheiten als BK 
angezeigt. Zum einen ist die Zahl der beruflich 
Gefährdeten begrenzt, zum anderen wird aber 
oftmals auch die berufliche Verursachung erst 
gar nicht erkannt. Wer nicht weiß, dass ein Ova-
rialkarzinom bei ausreichender Exposition ge-
genüber Asbest eine Berufskrankheit (BK 4104) 
darstellt, wird keinen Verdacht auf eine Berufs-
krankheit haben und keine Verdachtsanzeige 
erstatten. Eine Patientin mit asbestverursachtem 
Ovarial karzinom erhält dann keine Leistungen 
vom  Unfallversicherungsträger, auf die sie be-
rechtigte Ansprüche hätte [4].

Das Wissen um BK ist daher für Ärzte Pflicht-
wissen mit lebenslanger Fortbildungspflicht 
[5]. Eine BK ist nicht synonym zu einer berufs-
(arbeits-)bedingten Erkrankung und damit keine 
medizinische Diagnose, sondern ein rechtlich 
definierter Begriff (Abbildung 1 und Definition 
im Kasten). Beraten wird die Bundesregierung 
von einem ärztlichen Beirat. Die Arbeitsweise 
dieses Ärztlichen Sachverständigenbeirats Berufs-
krankheiten (ÄSVB), das Arbeitsprogramm (Ta-
belle 3 a, b, c) sowie rechtsverbindliche,  aktuelle 
Informationen finden sich auf der Homepage 
des BMAS. Auf diesen Seiten kann aktuell und 
rechtsverbindlich das erforderliche Wissen ab-
gerufen werden und es findet sich darauf die 
jeweils aktuelle Liste der BK.

Häufig führt neben dem fehlenden Wissen um 
BK auch der Zeitdruck in der Praxis und der Klinik 
dazu, dass keine vollständige Berufsanamnese 
erhoben wird und deswegen kein Verdacht auf 
eine berufliche Verursachung einer Erkrankung 
aufkommt. Wenn beispielsweise bei einem star-
ken Raucher mit Bronchialkarzinom die Frage 
nach der Ursache gar nicht mehr gestellt wird, 
kann es vorkommen, dass eine berufliche (Mit-)
Verursachung übersehen wird. Bei gesicherter, 
relevanter Asbestexposition (Asbestose oder 
Asbestpleuraplaques oder Nachweis von soge-
nannten 25 Faserjahren) ist das Rauchverhalten 
in der Vergangenheit und der Gegenwart nicht 
maßgeblich für die Anerkennung eines Bronchial-
karzinoms als BK 4104.

Dass im ärztlichen Alltag der Zeitmangel und die 
Wissensdefizite die größten Barrieren sind, um 
Berufskrankheiten zu erkennen, wurde in einer 
Studie für US-Amerika belegt [6]. Hierzulande 
dürfte dies nicht anders sein. In Deutschland 
verlieren die Patienten allerdings bei Übersehen 
eines BK-Verdachts unter Umständen umfang-
reiche Leistungen, die ihnen bei der bestehenden 
gesetzlichen Unfallversicherungspflicht zustehen. 
Denn wenn kein begründeter Verdacht gemeldet 
wird, kommt es auch nicht zur Anerkennung und 
Entschädigung einer BK. Wenn es in einer neuen 
Approbationsordnung keine einzelnen Fächer 
mehr geben wird, die Arbeitsmedizin somit nur 
noch organbezogen zu vermitteln ist, dürfte 
dies auch Auswirkungen auf das Erkennen und 
Anzeigen von BK haben [4]. 

Fallkonstellation 3

Eine 23 Jahre alte Frau kommt zur arbeitsmedi-
zinischen Pflichtvorsorge, weil sie den Berufs-

wunsch Erzieherin hat und ein Praktikum im 
Kindergarten machen möchte. Im Anamnese-
gespräch erwähnt sie, dass sie und ihre Familie 
Impfungen ablehnten. Eine Maserninfektion ist 
nicht erinnerlich. Im Serum findet sich kein Hin-
weis auf eine bestehende Immunität.

Besprechung der Fallkonstellation 3

Die junge Frau wurde ohne Einstellungsunter-
suchung zum Praktikum zugelassen. Nach dem 
Anhang Teil 2 der ArbMedVV, der auch für Prak-
tikanten gilt, besteht der Anlass zur Pflichtvor-
sorge vor Aufnahme der gefährdenden Tätigkeit. 
In der Beratung weist der Betriebsarzt die junge 
Frau auf die Gefährdung durch eine Masern-
infektion hin. Die Frau ist nicht einsichtig, auch 
nicht, nachdem sie darauf hingewiesen wird, dass 
nach dem Masernschutzgesetz unter anderem 
Beschäftigte in Kindergärten gegen Masern im-
mun oder geimpft sein müssen. Nach § 23a des 
Infektionsschutzgesetzes darf der Arbeitgeber 
personenbezogene Daten eines Beschäftigten 
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über dessen Impf- und Serostatus erheben. Der 
Nachweis der Immunität ist aber unabhängig von 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge zu sehen und 
die Frau muss diesbezüglich aufgeklärt werden. 
Bei positivem Immunstatus kann dies unabhängig 
von der Vorsorgebescheinigung attestiert wer-
den. Die ärztliche Schweigepflicht gegenüber 
dem Arbeitgeber bleibt aber bestehen. In der 
vorliegenden Fallkonstellation erhält somit der 
Arbeitgeber die Information, dass die Praktikan-
tin an der Pflichtvorsorge teilgenommen hat. Ein 
Attest über Masernimmunität zur Vorlage beim 
Arbeitgeber erhält sie nicht. Der Arbeitgeber kann 
dann seine Schlüsse daraus ziehen.

Im § 6 der ArbmedVV wurde insbesondere auf 
Wunsch der beratenden Arbeitsmediziner explizit 

darauf hingewiesen, dass der Arzt die ärztliche 
Schweigepflicht zu beachten hat. Dies war für 
die Juristen eine Selbstverständlichkeit, da die 
ärztliche Schweigepflicht generell für alle Ärzte 
gilt. Die Erwähnung in der Verordnung ist aber 
in der praktischen Arbeit von Bedeutung, bei-
spielsweise, wenn Vorgesetzte oder Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit Informationen über krank-
heitsbedingte Einschränkungen oder über die Hö-
he der Arbeitsstoffbelastung des Beschäftigten, 
wenn der Arzt ein Biomonitoring (zum Beispiel 
Blei im Vollblut) durchgeführt hat, vom Betriebs-
arzt wünschen. Auch bei der Zusammenarbeit 
von klinischen Kollegen mit Arbeitsmedizinern, 
ist es bedeutsam, sich bewusst zu machen, dass 
sich alle Beteiligten auf die Verschwiegenheit der 
Arbeitsmediziner verlassen können, beispiels-

weise, wenn durch einen Arbeitsplatzwechsel 
die Dauer einer Arbeitsunfähigkeit infolge einer 
psychischen Erkrankung verkürzt oder vermieden 
werden könnte.
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Berufskrankheiten sind die in der Anla-
ge 1 der Berufskrankheitenverordnung 
(BKV) bezeichneten Krankheiten. Die 
Bundesregierung ist ermächtigt, in ei-
ner Rechtsverordnung solche Krankhei-
ten als Berufskrankheiten zu bezeichnen, 
die nach Erkenntnissen der medizinischen 
Wissenschaft durch besondere Einwirkun-
gen verursacht werden, denen bestimmte 
Personengruppen durch ihre versicher-
te Tätigkeit in erheblich höherem Grad als 
die übrige Bevölkerung ausgesetzt sind. In 
der Anlage 1 zur BKV ist der genaue Wort-
laut der BK-Positionen wiedergegeben. Der 
Bundesarbeitsminister wird von einem wis-
senschaftlichen Gremium, dem Ärztlichen 
Sachverständigenbeirat Berufskrankheiten 
(ÄSVB), beraten. Entsprechend dem Er-
kenntniszuwachs in der medizinischen Wis-
senschaft ist es erforderlich, die Liste der 
Berufskrankheiten ständig zu aktualisieren.

Berufskrankheiten

In Deutschland sind über 10.000 Ärztinnen 
und Ärzte arbeitsmedizinisch tätig. Trotz 
der vielfältigen Berührungspunkte mit der 
klinischen Medizin, ist oft das Wissen um 
das Aufgabenspektrum der Arbeitsmedizin 
in der Ärzteschaft lückenhaft. Drei klini-
sche Falldarstellungen sollen die arbeits-
medizinischen Entscheidungen vor dem 
Hintergrund der dafür wichtigen gesetzli-
chen Grundlagen nachvollziehbar machen 
und auf die Bedeutung des Erkennens einer 
Berufskrankheit in der klinischen Medizin 
hinweisen.

Zusammenfassung


